
Aktenzeichen:

321.5.B.«I..alas.

Verkündet

am 25; Januar 1962

I m N a m
e'n d e s V o l k e s

In Sachen

Beklagten und Revisionsklägerin,

gegen

Klägerin und Revisionsbeklagte‚

hat der 12° Senat des Bundessozialgerichts auf

die mündliche Verhandlung vom 25° Januar 19629

an der mitgewirkt haben

Senatspräsident R a a c k

als Vorsitzender,
‚

Bundesrichtér M e l l w i t z und

Bundesrichter
.

Dr„ S c h u b e r t

als weitere Berufsrichter,

' Bundessozialrichter S c h i e b e l und
iBundessozialrichter K u n o l d

als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil

des Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom
ll° Oktober 1957 aufgehoben° Die Berufung der

Klägerin gegen'daS Urteil des Sozialgerichts

Münster vom ll° Oktober 1955 wird zurückgewiesen°

Außergerichtliche Kosten des Verfahrens sind

nicht zu erstatten°

Von Rechts wegen°
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Lei. 9_é_‚e___

Die am 16. Juni 1900 geborene Klägerin war vom Jahre 1916 bis

zum 28. Oktober 1924 als Hausgehilfin invalidenversicherungs—
pflichtig beschäftigt gewesen° Für diese Zeit liegen auf jeden

Fall mehr als 260 Wochenbeiträge zur Invalidenversicherung vera

Im Frühjahr 1951 bemühte sich die Klägerin um die Wiederaufnahme
ihrer Versicherung° Mit Schreiben vom 7. Juni 1951 reichte die

Amtsverwaltung Dülmen den Antrag, die freiwillige Weiterversiche—‘

rung zu gestatten, an die Beklagte weiter mit der Bitte, die

Versicherungsfähigkeit der Klägerin zu überprüfen° Bei der ver—

trauensärztlichen Untersuehung vom 15. September 1951 kam der

Medizinalrat Dr. ::::===fn Coesfeld zu dem Ergebnis, daß die

Klägerin an Herzangina‚ Asthmabronchitis und Stirnhöhlcnkatärrh
leide und seit dem 1. Mai 1951 invalide sei°

Daraufhin teilte die Beklagte der Klägerin durch Bescheid vom
14° Februar 1952 mit, daß sie wegen bereits eingetretener Inva—

lidität zur freiwilligen Weiterversicherung nicht mehr berech—

tigt sei; sie könne auch keine Leistungsahsbrüche erheben, weil

die Anwartschaft aus den bis 1924 entrichtetén Beiträgen er—

los0hen sei°

Mit einemSchreibenvom20. Februar1952legte die Kiägerin'bei
_der Beklagten "Einspruch" ein und führte aus, sie sei noch nicht

invalide, sie verrichte noch alle Hausarbeiten, sei im Laden

tätig und habe sogar in den letzten Jahren nöch bei Bauern ge—

holfen; sie bitte um
schnellste Erledigung ihres EinSpruchs‚ da—

mit sie'die für 1949, 1950 und 1951 zu entrichtenden Beiträge

umgehend kleben" könne°

Am 50° September 1952 entschied das Versicherungsamt in Coesfeld

auf Grund des 5 1459 der Reichsversicherungsordnung (EVO) aF,
die Klägerin sei seit dem 1° Mai 1951 invalide und könne deshalb

‚heine Beitragsmarken zur Invalidenversieherung mehr wirksam kle—

ben° Nach dem Untersuchungsbefund des Vertrauensarztes sei sie
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seit diesem Zeitpunkt unfähig, die Hälfte des für sie maßgeben—

den Lohnes auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu verdienen. Es

liege keine Veranlassung vor, der.ärztlichen Begutachtung ihrés

Körperzustandes entgegenzutreten° Da aber nach 5 1236 EVO der—

jenige versicherungsfrei sei, der invalide sei, und auch frei—

willige Beiträge nach @1443EVOnach eingetretener Invalidität '
nicht entrichtet werden dürften, könnten für die Klägerin kei—

ne Beitragsmarken mehr entrichtet werden° }

Die hiergegen von der Klägerin eingelegte Beschwerde vom

13„ Oktober1952an das OberversicherungsamtMünsterging nach
Inkrafttreten des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) als Klage auf

das Sozialgericht (se) Münster über;

Inzwischen hatte die Klägerin am 28. Juli 1952 einen Antrag auf

Gewährung von Invalidenrente ausgefüllt, wobei sie angab, seit

1949 infolge einer operation invalide zu sein. Mit Bescheid vom

20° Märä 1953 lehnte die Beklagte den Rentenantrag ab; der Ver—

sioherungsfall sei im Jahre 1951 eingetreten; zu diesem Zeit—

punkt sei die Anwartschaft aus den vor-dem 1° Januar 1951 ent—
richteten Beiträgen erloschen gewesen, da Beiträge für die Jah—

re 1949 und 1950 fehlten und eine neue Wartezeit nicht erfüllt

sei, da seit dem Erlöschen der Anwartechaft keine Beitragsmonate

nachgewiesen seien° Dagegen legte die Klägerin Berufung ein, die

ebenfalls als Klage auf das SG Münster überging° Sie führte aus,

zu ihrem Erstaunen habe der Kreisarzt in Coesfeld sie auf ihren

Antrag auf Gestattung der freiwilligen Weiterversicherung für
invalide erklärt° Ihr Einspruch sei erfolglos geblieben° Darauf—

hin habe sie einen Rentenahtrag gestellt° Falls sie jedoch inva—

lide sei, sei sie dies jedenfalls bereits seit ihrer Operation

im Februar 1949° {

In der mündlichen Verhandlung vom 11. Oktober 1955 vor dem SG

nahm die Klägerin ihre Beschwerde vom 13; Oktober 1952 gegen
die Entscheidung des Versichérungsamts Coesfeld vom 30° Septem—

ber_l952 zurück° Sodann beantragte sie;
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die Beklagte unter Aufhebung des angefochtenen
Bescheides zur Rentenzahlung seit dem 1„ August

1952 zu verurteilen°

Das SG wies die Klage auf Grund des Ergebnisses der durchgeführ—

ten Beweisaufnahme durch Urteil vom 11" Oktober 1955 ab° Der Ver—

sicherungsfall sei Anfang des Jahres 1951 eingetreten° Damals.

hätten Beiträge für die Jahre 1949 und 1950 gefehlt° Da die Klä—'

gerin, wie sich insbesondere aus dem Gutachten des Medizinalrats

Dr° F==:w==-ergebe‚ spätestens
zu der Zeit, als sie den Antrag

auf Weiterversicherung gestellt habe, nämlich seit dem 7" Juni

1951 invalide gewesen sei, hätte sie auch gemäß 5 1445 EVO keine

freiwilligen Beiträge mehr nachentrichten können und habe dies

auch nicht getan° Mithin sei die Anwartschaft aus den alten Bei—

tragen erloschen, da auch die Halbdeckung nicht erreicht werde;

Somit sei ein Rentenanspruch nicht gegeben„ '

Die Klägerin legte Berufung ein, wobei sie erneut verbrachte‚ sie

selbst habe sich zwar weder zur Zeit der Untersuchung durch Dr„

Schmidt noch am 1° Juni 1951 noch in den Jahren 1948 und 1949 für

invalide gehalten° Die Entscheidung hierüber obliege indes den

Ärzten° Wenn sie aber jetzt invalide sei, dann sei sie es auch

schon 1949 gewesen° Dazu legte sie ein Attest ihres behandelnden

-ArztesDr° &a==msv=in Dülmen vom 13. November 1955 vor‚der darin

behauptete, sie sei bereits seit dem Jahre 1948 so gut wie völlig

erwerbsunfähirr°

Mit Bescheid vom 7" Juni 1957 hat die Beklagte auf Grund des
Arbeiterrentenversicherungs—Neuregelungsgesetzes (ArVNG) vom
23° Februar 1957 Rente in Höhe von 70,20 DM monatlich vom 10 Ja—

nuar 1957 an'bewilligt‚ weil nach neuem Recht die Erhaltung der

Anwartschaft nicht mehr Voraussetzung für einen Rentenanspruch

war°

Auf Anregung des Landessozialgerichts (LSG) hat die Klägerin am
5° August 1957 je 26 Wochenbeiträge der Klasse II für die Jahre

1949 und 1950 entrichtet, indem sie den Gegenwert von 52;—— DM

an die Beklagte überwies°
_5...
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Durch Urteil vom
11. Oktober 1957 hat das LSG Nordrhein—

Westfalen unter Abänderung des Urteils des SG Münster vom

vll; Oktober 1955und unter Aufhebungdes Bescheidesvom
20, März 1953 die Beklagte antragsgemäß verurteilt, der Klä—

gerin die Invalidenrente schon ab 1. August 1952 zu gewähren

und hierüber einen neuen Bescheid zu erteilen» Zur Begründung
hat

es ausgeführt, der hier praktisch nur noch streitige Ren—

tenanspruch für die Zeit vor dem 1. Januar 1957 sei gegeben°

Die Wartezeit sei mit den in den Jahren 1916 bis 1924 entrich—
teten Beiträgen erfüllt° Aus ihnen sei die Anwartschaft zur

Zeit des Eintritts des Versieherungsfalles erhalten‚ Für die

Zeit bis zum 31, Dezember 1948 sei 5 4 des Sozialversiche—

rungsanpassungsgesetzes (SVAG) vom 17. Juni 1949 maßgebend,
weil noch nach dem 1° Januar 1924, nämlich bis zum 28° Oktober

1924, Beiträge entrichtet worden seien, Die für die Zeit vom

1° Januar 1949 an zur Erhaltung der Anwartschaft erforderli—
chen Wochenbeiträge habe die Klägerin im August 1957 in zuläs—

siger und wirksamer Weise nachentrichtet° Die Möglichkeit hier—

zu sei durch das laufende Verfahren offengeblieben° Als die

Klägerin im Jahre 1951 sich um die Wiederaufnahme ihrer Ver—

Sicherung bemüht habe, sei die durch 5 1442 Abs° 1 EVO aF er—
öffnete Möglichkeit, freiwillige Beiträge für die vergangenen

zwei Kalenderjahre, doh‚ für 1949 und 1950, zu entrichten, noch

gegeben gewesen, Mit dem Antrag auf freiwillige Weiterversiche—

rung habe eine Beitragsstreitigkeit begonnen, die noch vor ihrer

Beendigung durch ein Verfahren über einen Anspruéh auf Invali—

denrente abgelöst worden sei, Der Ablauf der Nachentrichtungs—

frist des 5 1442 Abs, 1 BVG aF sei somit gemäß @1444 Abs. 2
BVG aF gehemmt gewesen° — 318 nachträgliche Beitragsentrichtung

werde auch nicht durch 5 1443 RVG aF ausgeschlossen, weil zu der
Zeit, als die freiwillige Weiterversicherung beantragt

worden
sei, der Versicherungsfall der Invalidität noch nicht eingetre—

ten gewesen sei: Der Nachweis, daß die Klägerin damals bereits

invalide gewesen sei, sei nicht zu erbringen„ Der Ausgangspunkt

der Vorinstanzén, wonach sie am 7° Juni 1951 die Weitervergiche—
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rung beantragt habe, sei.unrichääg‚ An 7" Juni 1951 habe viel—_
mehr die "Amtsverwaltung Dülmen'(Versioherungsamt)" der Beklage

ten die Tatsache, daß die Klägerin sich weiterversichern wolle‚v

mitgeteilt und die Vorgänge mit der Bitte um Überprüfung der

Versicherungsf‘eihigkeit übersandté—Diébé1gcéfiigten Unterlagen,
_

'
nämlich der Beschäftigungsfragebogen‘vom 28. März 1951 und die
Arbeitgeberbescheiniéungen vom 29‘ März 1951, seien jedoch auf

den üblichen Vbrdrucken des_Ver81cherungsamts niedergesohrieben'

worden und ließen den sicheren Sch1u3 zu, daß die Klägerin spa—

.testens am 28° März 1951 die fr01w11111e Ue1torvers10herung be1m_'

Versicherungsamt beantragt habe° Daß die Klägerin aber Ende März

1951 schon invalide gewesen sei, lasse s1ch n1cht mehr m1t der'

Sicherheit feststellen, die erforderlich sei, um 1hr das Recht '

zur
Beitragsnachentrichtnng mit Erfolg streitig Zu machen° In

den Fällen, in denen es auf eine möglichst genaue Bestimmung des

Zeitpunktes des Eintritts der Invalidität ankomme‚ genüge eine '

unbestimmte Annahme hierüber nicht, vielmehr müsse ein übe1zeu—

gender Beweis gefordert werden, Das Gutachten des Medizinalrats

Dr° S==m===vom 15 Septemb_er 1951 verlége jenen auf den 1; Mai
1951" Dr; Nu=;-w==nehme zwar in seiner Stellungnahme Inva1idi—'

tät schon seit 1949 an° Gelegentliche Asthmaahfäl1e bedingten_
_jedoch noch keine InValidität; -Der Senat habe sich daher nicht

die sichere Überzeugung v_erschaffen können, daß Invalidität schon

in der ersten Halfte des Jahres 1951 oder gar vor dem spätestens

am 28 März 1951 gestellten Antrag auf Weiterversiche'rung be—

standen habe" Das Recht zur freiw1111gen N'achentr1CHtung von
Beitraren entfalle a_uch nicht de3halb, weil der Kle'igerin durch

die Entscheidung des versicherunfsamts vom
5Ö; September 1952

das Recht zur freiwillig en Jeiterversicherunö versagt worden sei

und sie das hiercegen eingelegte Réchtsmittel am 11 Oktober

1955 zurückgenommen habe. Die Entscheidung sei hier ausnahmswei—

se deshalb nicht bindend, weil sie Zu einem Zeitpunkt ergahgen

sei, als das Réntehverfahren schon begonnen h_ätte; Nach 5 1459
_

EVO hatte das Vefs1cherungsamt nur dann über den Streit der Bei—

tragsleistung endgültig entsche1den können, wenn
dieser Streit

nicht bei der RentenfestsetzungJhgrvorgetreten sei; Diese Voré_‘

__;{7 ..
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 7 _

schrift habe das Versicherungsamt außer
acht

gelassen° Die

entgegen @ 1459 EVO getroffene Entscheidung sei für die Renten—

festsetzung nicht bindend. Für den Tag der Antragstellung (Juli

1952) hätten somit alle Voraussetzungen für den erhobenen Ren—
tenanspruch vorgelegen, nämlich Eintritt der Invalidität (1951),

Erfüllung der Warte2eit und Erhaltung der Anwartschaft.° Die

Nachehtrichtung wirke auf den Zeitpunkt zurück, für den die Bei—
träge zulässigerweise nachentrichtet worden seien. Damit stehe

der Klägerin die Rente rückwirkend vom 10 August 1952 an zu°

Gegen das ihr am 14. Dezember 1957 zugestellte Urteil, in dem

die Revision zugelassen werden war, hat die Beklagte Revision

eingelegt° Sie hält die für die Jahre 1949 und 1950 durch Über—

weisung von 52,—— DM am 5. August 1957 entrichteten Beiträge

für unwirksam, Durch die Entscheidung des Versicherungsamts
Coesfeld vom 30, September 1952 sei der Klägerin das Recht zur

freiwilligen Weiterversicherung versagt worden° Da sie das da-

gegen eingelegte Rechtsmittel zurückgenommen habe, sei die Ent—

scheidung rechtskräftig geworden und damit für das Rentenver—

fahren verbindlich° Zwar habe das Versicherungsamt zu einem
Zeitpunkt entschieden, in dem das Rentenverfahren Schon begon—

-nen hätte, Das Beitragsverfahren sei aber vorher anhängig ge—
Werden° Im @ l459*RVO aF sei klar und deutlich gesagt worden,

daß nur dann das Versiehérungsamt sich einer Entscheidung zu
enthalten hate,wenn der Beitragsstreit erst nach Eröffnung des
Rentenfeststellungsverfahrens offenkundig werde° Sei aber be—

reits vor dem Rentenverfahren ein Beitragsstreit anhängig, dann
müsse Zunächst das Beitragsverfahren durchgeführt werden, und

der Au3gang dieses Verfahrens sei dann für die späteren Instan—

zen des später eröffneten Rentenverfahrens bindend° Nur so kön-

ne der Wortlaut des 5 1459 RVO ver$tanden werden. Selbst wenn

man aber insoweit anderer Ansicht sein sollte, sei ein Renten—

anspruch für die Zeit
vor dem l,.Januar 1957 noch aus anderen

Gründen nicht gegeben° Nach @ 1286 EVO aF habe die Rente mit
dem Ablauf des Kalendermonats begonnen, in dem ihre Voraus—

setzungen erfüllt‘gewesen s’eie’n° Würden im Rahmen der gesetz—

- 8 _
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lichen Möglichkeiten freiwillige Beiträge nachentrichtet, so
seien diese Voraussetzungen erst dann erfüllt, wenn die noch
notwendigen freiwilligen Beiträge tatsächlich entrichtetseien°

Lediglich bei der Nachentrichtung rückständiger Pflichtbeiträge

könne die Rente schon vorher beginnen°
/

Die Beklagte beantragt sinngemäß,

das Urteil des LSG Nordrhein-Westfalen vom

ll° Oktober 1957 aufzuheben und die Berufung
der Klägerin gegen das Urteil des SG Münster

vom 11» Oktober 1955 zurückzuweisen°

Die Klägerin beantragt sinngemäß,

die Revision zurückzuweisen‚

Sie hält das angefochtene Urteil für richtig,

Die nach @162 Abs. 1 Nr. 1 SGG statthafte_sowie form» und

fristgerecht eingelegte und_begründete Revision der Beklagten

mußte Erfolg haben° Dabei kann dahingestellt bleiben, inwieweit

den Ansichten des LSG über die nicht bindende Wirkung des Be-

scheides des Versioherungsamts Coesfeld vom 30. September 1952

zu folgen ist, und inwieweit seine hierzu getroffenen Feststel—

lungen mit dem Inhalt der in bezug genommenen Beiakten zu ver—

einbaren sind° Schon aus anderen Gründen steht der Klägerin

Invalidenrente für die Zeit bis zum 31° Dezember 1956 nicht zu°

Das LSG führt aus, es sei nicht nachzuweisen, daß der im Jahre

1951 eingetretene Versicherungsfall der Invalidität schon in der
ersten Hälfte dieses Jahres oder gar vor dem spätestens am

280 März 1951 gestellten Antrag auf Weiterversicherung sich er—
eignet habe° An diese Feststellung ist der Senat nach 5 165 SGG

gebunden, da hiergegen begründete Einwendungen nicht erhoben

werden sind°
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Im Jahre 1951 hatte die Klägerin keine Beiträge für die Jahre

1949 und 1950 entriChtet. Danach war die Anwartschaft aus ih-

ren früheren Beiträgen, die nach 5 4 Abs. 2 SVAG zunächst bis

zum Ende des Jahres 1948 erhalten war, an sich erloschen, da

es an den nach @ 1264 EVO aF mindestens erforderlichen weite—'

ren 26 Wochenbeiträgen für jedes Kalenderjahr vor dem Kalender—
, jahr des Eintritts des Versicherungsfalles fehlte„

Hierzu vertritt das LSG die Meinung, die Klägerin habe bis zum

Ende des Jahres 1951 noch Zeit gehabt, die Beiträge für die
Jahre 1949 und-1950 nachzuentrichten (@ 1442 RVG aF), und der

Ablauf dieser zum 31‚ Dezember 1951 endenden Frist sei durch

@1444 Abs° 2 EVO aF gehemmt worden, so daß die im August
1957 aufgebrachten Beiträge noch rechtzeitig geleistet worden

seien, Dieser Auffassung konnte der Senat nicht beitreten° Zwar

heißt es in der genannten Vorschrift, daß Zeiträume, in denen

eine Beitragsstreitigkeit (55 1459 bis 1461) oder ein Verfahren
über-einen Anspruch auf Invaliden—‚ Alters—, Witwen— oder Witwer-

fente schwebt, in die Fristen der 55 1442, 1443 RVO nicht ein—
gerechnet werden° Den Antrag auf Invälidenrente hatte die Kläge—

rin aber erst im Jahre 1952 gestellt,-so daß dieser nicht mehr

zu einer Hemmung der Nachentrichtungsfrist für die Beiträge für

1949 führen konnte, Das LSG ist indes weiter der Ansicht, daß

mindestens seit Ende März 1951 eine Beitragsstreitigkeit ge—
schwebt habe, weil die Klägerin schon Ende März 1951 beantragt

habe, ihr die Weiterversicherung zu gestatten. Hierin kann ihm

nicht gefolgt werden. Selbst wenn, wie das LSG annimmt, tatsäch—

lich bei der Amtsverwaltung Dülmen zugleich ein Versicherungsamt

eingerichtet gewesen sein sollte (vgl° @ 36 RVG sowie Beuster,

Die Aufgaben der Amtsverwaltungen auf dem Gebiete des Sozial—

rechts, ZfS 1961, 167), war doch mit dem Antrag auf Gestattung
der Weiterversicherung noch keine BeitragsStreitigkeit in Gang

gesetzt werden, Diese setzte
voraus, wie sich aus der Bezugnah-

me auf die @@1459 bis 1461 EVO aF in @ 1444Abs° 2 RVO aF er—
gibt, daß das Versicherungsamt angerufen wurde, damit es einen

Beitragsstreit entscheide (vgl„ hierzu auch 5 1420 Abs° 2 RVOnF),
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und zwar in dem hierfür vorgesehenen Beschlußverfahren (55 1780

ff EVO aF), Hieran fehlte es aber, da der Amtsdirektor in Dülmen_
nicht als Streit entscheidender Vorsitzender des Versicherungs—

“amts — sofern er dies überhaupt war — tätig werden wollte, son—1};

dern als Amtsverwaltung bzw. im_Eahmen des © 37 Abs° l EVO der

Klägerin behilflich war, die erforderlichen Unterlagen für ihren
Antrag auf Weiterversicherung zusammenzubringen, um ihn dann an
die Beklagte zur weiteren Prüfung und Entscheidung weiterzulei—

teno'Eine solche, im Rahmen der amtlichen Fürsorge erfolgende

Hilfe bei der Regelung des VersiCherungsverhältnisses unterschei—

det sich grundlegend von einem Tätigwerden zum Zwecke der Ent—

scheidung eines Beitragsstreits° Die Nachfrage der Klägerin bei

der Amtsverwaltung Dülmen und die ihr zuteil gewordene Unter—

'stützung bei der Stellung des Antrags, der Aufklärung des Sach—

verhalts und der Beschaffung der erforderlichen Unterlagen stell—
ten somit noch nicht den Anfang eines.Bcitragsstreits dar° Die—

ser begann frühestens im Februar 1952, als die Klägerin gegen

den Bescheid der Beklagten vom 14° Februar 1952 "Binshruch" er—

hob° Damals war jedoch die Frist des 5 1442 EVO für die Ent—

richtung der Beiträge für das Jahr 1949 längst abgelaufen°

Wohl hätte das LSG in den Bemühungen der Klägerin im Frühjahr

1951 um die Wiederaufnahme ihrer Versicherung eine Bereiterklä—

rung zur Nachentrichtung der für die Erhaltung der Anwartschaft

erforderlichen Beiträge für die Jahre 1949 und 1950 sehen dür—

fen° Eine solche Bereiterklärung hätte alsdann nach 5 1444

‘ Abs, 1 EVO aF einer Beitragsentrichtung gleichgestanden, wenn
die Beiträge "in angemessener Frist" entrichtet wurden° Auch

dieser Weg vermag indes der Klägerin nicht zu helfen° Denn wenn
auch die Angemessenheit dieser Frist sich nicht nach festen

Grenzen richtet, sondern je nach der Sachlage verschieden sein

kann, wobei es auf die Umstände des jeweiligen Falles ankommt

(BSG 10, 264, 268), so mußte es doch bereits als bedenklich er—
scheinen, eine Nachentrichtung nach mehr als sechs Jahren noch

als in angemes$ener Frist geleistet anzusehen° Dies kann jedoch

dahingestellt bleiben° Auf jeden Fall nämlich wäre hierfür
&
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Voraussetzung gewesen, daß im Jahre 1957 eine frühere, rechts—

wirk8ame Bereiterklärung noch vor1ag, auf die sich die Kläge—

rin bei der Nachentrichtung hätte berufen können° Hieran fehl—

te es jedoch° Denn dabei kann nicht außer Betracht bleiben,

daß die Klägerin inzwischen nicht nur ihren Rentenantrag vom

Juli/Oktober 1952 gestellt und darin behauptet hatte, seit

1949 invalide zu sein, sondern vor allem auch, daß sie ihr
Rechtsmittel‚gegen-die Entscheidung des Versicherungsamts vom
300 September 1952 zurückgenommen hatte, durch das ihr das Recht

der Weiterversicherung versagt werden war, während sie gleich—

zeitig die Verurteilung der Beklagten zur Rentenzahlung wegen ‘

eines 1949 eingetretenen Versicherungsfalles der Invalidität,

beantragt hatte° Damit hatte sie durch ihr gesamtes Verhalten

im früheren Verfahren und durch die Art und Weise ihrer Prozeß—

führung eindeutig zum Ausdruck gebracht, daß sie nicht mehr be;

reit war, Beiträge für die Jahre 1949 und 1950 nachzucntrich—

ten° In diesem ihrem Vorgehen bei der Verfolgung ihrer Ansprü—

che 1ag eine - rechtlich zulässige — Rücknahme ihrer Bereiter—

klärung vom Frühjahr 1951, so daß aus.diesem Grunde auch 5 1444

EVO aF keine Grundlage mehr für eine fristgerechte Nachentrich—

tung der Beiträge für 1949 abgeben konnte° Aus welchen Gründen,
die Klägerin sich damals so verhalten hat, ob sie insbesondere

etwa selber eingesehen hatte, daß sie schon seit einiger Zeit

invalide war, ist dabei unerheblich, da sie an ihre früheren

Erklärungen gebunden ist°

Naeh alledem kann die Klägerin für die noch streitige Zeit
schon deshalb keine Invalidenrente erhalten, weil sie bei Ein—

tritt des Versicherungsfalles im Jahre 1951 die Anwartschaft

aus ihren früheren Beiträgen nicht erhalten hatte und eine

wirksame Nachentrichtung Zumindest für das Jahr 1949 nicht vor—
lag° Damit erübrigt sich ein Eingehen auf die sonstigen Ausfüh—‘

rungen im angefochtenen Urteil sowie auf das übrige Vorbringen '

der Beteiligten, insbes0ndere bedarf es keiner Entscheidung der

Streitfrage, ob_eine Nachentrichtung dazu führen kann, daß die

Rente bereits für Zeiträume vor der Nachentrichtung zu zahlen
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ist„ Im.übrigen konnte der Senat in der Sache seibst entschei—

den (@ 170 Abs° 2 Satz 1 sec), weil der Sachverhalt geklärt* '
ist. Die Voraussetzungen für die Gewährung der erstrebten Ren—

te sind nach den obigen Ausführungen nicht erfüllt„

Somit war auf die Revision der Beklagten das angefochtene Ur—
-teil aufzuheben und die Berufung der Klägerin gegen das di e

Klage abweisende Urteil des SG zurückzuweiseno‚

Die Kostenentscheiäuné beruht auf 5 193 SGG°
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